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Zonenflucht gefährdet SED-Programm
Schauprozesse und Verleumdungen sollen Tatsachen verschleiern

252 870 Menschen aus Ostberlin und der Sowjetzone haben 1955 
den W eg  nach dem W esten gewählt. Damit sind seit dem Jahre 
1949 mehr als eine M illion  Menschen aus dem SED-Bereich ge­
flüchtet. In  dieser Zahl sind alle jene Zonenbewohner nicht ent­
halten, d ie unter Umgehung der Flüchtlingsbehörden in die 
Bundesrepublik eingewandert sind. Feststellt jedenfalls, daß 
die Bevölkerungsziffer der Sowjetzone von 17,89 M illionen Men­
schen im  Jahre 1949 auf 16,14 M illionen im  Jahre 1956 abgesun- 
ken ist. Bedenkt mau, daß ein großer T e il dieser F lüchtlinge 
fü r die Produktion und das W irtschaftsleben der Zone nahezu 
unersetzlich sind, versteht man auch die tie fgreifende Furcht 
der SED vor einer weiteren Abwanderung.
D ie SED hat versucht, durch 

m annigfaltige politische Kam ­
pagnen dieser Fluchtbewegung 
zu steuern. Es ist ihr nicht ge­
lungen. Unfähig, d ie tatsäch­
lichen Gründe der Zonenflucht 
zu erkennen, unfähig, ein Sy­
stem zu schaffen, aus dem die 
Menschen nicht mehr zu Hun­
derttausenden ihre Heim at ver­
lassen müssen, verfä llt die SED 
auf das Argum ent der „A bw er­
bung“ .

D ie SED sagt: E in  Zonenbe­
wohner, der nach dem W esten 
flieht, ist „abgeworben“ . W est­
liche Propaganda oder Agenten 
westlicher Geheimdienste haben 
ihn zu diesem Schritt veran­
laßt. Sie w ill und kann nicht 
die tieferen Ursachen der -Mas­
senflucht aus ihrem Machtbereich 
erklären» Verkündet sie aber 
eine solche These der „A bw er­
bung“ , müssen auch die „A b ­
w erber“ , die „Handlanger der 
Monopolisten und M ilitaristen“ , 
gefunden werden.

Nun g ing dieser Tage in Ost­
berlin  ein neuer Schauprozeß 
über die Bühne des Obersten 
SED-Geriehts. Zw ei Todesurteile 
wurden gefä llt. Das Gericht 
w arf den Angeklagten in erster 
L in ie  vor, Techniker und W is ­
senschaftler zur Flucht nach dem 
W esten überredet zu haben. 
E in ige dieser Ingenieure sind 
bekannt. Sie verließen die Zone, 
w eil ihnen SED-Betriebsfunk­
tionäre und mißtrauische SSD-

Agenten das Leben unerträg­
lich machten. W e il sie nicht im ­
stande waren, in  einer A tm o­
sphäre steten Mißtrauens, büro­
kratischer Hemmnisse und Öko­
nomischer U nfähigkeit ihre F o r­
schungsarbeit durchzuführen. 
K e in  kleiner Sachbearbeiter oder 
K ra ftfahrer hätte sie darauf 
aufmerksam zu machen brau­
chen.

D ie  Angeklagten haben „g e ­
standen“ . Zwei von ihnen w er­
den —  vermutlich entgegen den 
Zusagen ihrer Vernehmer —  
hingerichtet. D ie Beweisführung 
des Gerichts b irg t eine solche 
K ette  politischer und ju ris ti­
scher Dummheiten, daß jeder 
die Protokolle dieses Prozesses 
lesen sollte. In  der Bundesrepu­
b lik  sind schätzungsweise 4000 
bis 5000 Kommunisten ständig 
unterwegs, um westdeutsche 
Facharbeiter und Ingenieure un­
ter Versprechungen und V or­
täuschungen zur Übersiedlung 
in  die Zone zu veranlassen. Ih r  
E rfo lg  ist gleich Null, aber nie­
mand stellt ihre Bemühungen 
unter Strafe. Im  Osten g ib t es 
fü r  ein gleiches D elikt —  das 
h ier sogar überflüssig w äre —  
die Todesstrafe . . .

Die Bahnhofsmissionen
R ela tiv  spät werden im W e­

sten die internen Zusammen­
hänge der SED-Kampagne g e ­
gen die Evangelischen Bahnhof's- 
missionen in der Zone bekannt»

Jetzt kann festgestellt werden, 
daß der SSD allein im  Gebiet 
um B erlin  in  mindestens drei 
Fällen  bereits vor Monaten SSD- 
Spitzel an diese Bahnhofsmissio- 
nen heranzuschleusen versuchte. 
D er SSD w ar und ist der M ei­
nung, daß die aus der Zone —* 
vor allem aus den Landgebieten 
—  strömenden Flüchtlinge auf 
ihrem W e g  nach W esten bei den 
Bahnhofsmissionen R a t und 
H ilfe  suchten. Aus dieser V er­
mutung konstruierte der SSD 
eine regelrechte Verschwörung, 
in der die Bahnhofsmissionen 
als „Abw erbe“~Stützpunkte fun­
gieren.

Da es lächerlich gewesen wäre, 
m it derartigen Argumenten ge­
gen eine solche Institution vo r­
zugehen, packte man es härter 
an: Den Missionen wurde M ili­
tärspionage vorgew orfen ! D ie 
diesbezüglichen SSD-„Enthüllun- 
gen“ entbehren nicht der K o ­
mik. A ber es steckt böse A b ­
sicht und v ie l In fam ie hinter 
diesen Thesen. D ie  SED ist 
nicht imstande, die Fluchtbewe­
gung m it den M itteln  der V er­
nunft und der politischen E in ­
sicht zu stoppen. Jede der jetzt 
laufend verkündeten Radikal­
maßnahmen muß zwangsläufig 
Tausende neuer Menschen, zum 
Verlassen ihrer Heim at zwingen. 
Das R eg im e aber braucht diese 

■ Menschen. F ü r die Armee, fü r 
die Rüstungsindustrie, fü r die 
Aufrechterhaltung der Lebens­
adern Mitteldeutschlands. W as 
der „Saboteur“  fü r das ökono­
mische Versagen der SED war, 
bedeutet nun der „Abw erber“  
zur Begründung und versuchten 
Eindämmung der Zonenflucht. 
Es w ar nicht der letzte Prozeß 
in  dieser Sache. Kommunisten 
sind hartnäckig, und hauptsäch­
lich dann, wenn sie sich offea 
im  Unrecht wissen.
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Erst Lösung der 
Streitfragen

W G. D ie in W ashington er­
fo lg te  Veröffentlichung des 
Briefwechsels zwischen dem so­
w jetischen Ministerpräsidenten 
Bulganin und dem amerikani­
schen Präsidenten Eisenhower 
bestätigt das, was vorher be­
reits vermutet wurde, nämlich, 
daß die Sowjets den Am erika­
nern einen Freundschafts- und 
Nichtangriffspakt angeboten ha­
ben. Es ist nicht das erste Mal, 
daß ein solches Angebot erfo lgt, 
und es ist auch nicht das erste 
Mal, daß es in höflicher Form  
abgelehnt w ird. In  dem B r ie f 
Bulganins äußert sich dennoch 
eine Tendenz, die einmal W irk ­
lichkeit werden muß, wenn ehr­
lichen Sinnes der W e ltfriede ge­
sichert werden so ll: die V er­
ständigung zwischen Moskau 
und Washington. Das ist der 
Angelpunkt einer friedlichen in­
ternationalen Entwicklung, die 
vo r  allem von diesen beiden 
Mächten getragen sein muß. 
V/ir haben den Wunsch und die 
Hoffnung, daß auf b e i d e n  
Seiten genügend guter W ille  
vorhanden ist, um eine solche 
Verständigung im  gegebenen 
Zeitpunkt zu verwirklichen, —  
aber auch genügend Einsicht, 
um. die fü r  sie notwendigen 
Voraussetzungen zu schaffen.

An fang und Ende 
Bulganin begeht den Fehler, 

das, was an das Ende gehört, 
an den A n fang zu setzen. E in 
Freundsehaftspakt kann aber 
nicht nur der form ale A kt eines 
Vertragsschlusses sein, der die 
ungelöst gärenden Streitfragen 
der W eltpo litik  unberührt läßt. 
E r  kann vielm ehr nur das E r­
gebnis einer Entwicklung sein, 
die eine gute Lösung der str it­
tigen  F ragen  herbeiführt. D ie 
W irklichkeit muß dem Pak t 
entsprechen, wenn er einen 
freundschaftlichen Sinn und m it 
ihm auch dauerhaften Bestand 
haben soll. W ir  haben auf diese 
politischen und psychologischen 
Zusammenhänge, die unbestreit­
bar sind, bereits gestern hin­
gewiesen. Sie bilden auch den 
Kernpunkt der Antwort, die 
Präsident Eisenhower dem so­
wjetischen Ministerpräsidenten 
•Übermittelt hat. Es kommt in

der Ta t nicht so sehr darauf an, 
die Verpflichtung zur friedlichen 
Regelung internationaler Streit­
fragen, die ohnehin allen U N- 
M itgliedern  feierlich  au f erlegt 

^st, zum Inhalt eines zweisei­
tigen  Vertrages zu machen ; 
vielm ehr ist es notwendig, eben 
diese Streitfragen endlich im  
Geiste des Rechts und der V er­
nunft zu lösen. Das eine sind 
geschriebene W orte, das andere 
überzeugende Taten.

A u f diesen Unterschied hat 
Eisenhower in seiner Antw ort 
den sowjetischen M inisterpräsi­
denten aufmerksam gemacht. 
W ir  sind ihm dankbar dafür, 
daß er auch diese Gelegenheit 
benutzte, um auf die „gew al­
tigen  Veränderungen“  hinzuwei­
sen, die in  den amerikanisch- 
sowjetischen Beziehungen und 
in  der ganzen W e lt eintreten 
würden, .wenn die Sowjetunion 
sich zum Beispiel dazu ent­
schließen könnte, „Deutschland 
innerhalb eines Rahmens der 
Sicherheit in  F re ihe it 2u vere i­
nen“. Das ist allerdings unge­
fähr das Gegenteil dessen, was 
je tz t in  P ra g  geschehen ist.

Man kann den Briefwechsel 
zwischen Bulganin und Eisen­
how er als einen H inw eis und 
eine Hoffnung auf gewisse M ög­
lichkeiten betrachten, die in  dem 
noch erfolglosen Gedankenaus­
tausch enthalten sind. Es ist 
notwendig, sie in der weiteren 
Entw icklung zu nutzen und 
deutlicher zu präzisieren. 
Deutschland muß und w ird  im 
eigensten Interesse dazu beitra­
gen, daß solche Möglichkeiten 
fruchtbar gemacht werden. Eines 
der M ittel, die ihm hierzu ver­
fü gbar sind, ist der neuge­
knüpfte diplomatische Kontakt 
m it Moskau. W ie  immer man 
die deutsch-sowjetischen Bezie­
hungen betrachten und ihre 
■weitere Entw icklung abschätzen 
m ag: immer stößt man auf die 
Spaltung Deutschlands als den 
Kernpunkt alles dessen, was 
das Verhältnis der beiden V ö l­
ker unweigerlich bestimmt.

Zw ischen  B onn  und M osk au
In  den nächsten Tagen  w ird  

sich das Vorkommando zur E in­
richtung der deutschen Bot­
schaft auf die Reise nach Mos­
kau begeben. D ort ist noch v ie ­
les zu ordnen, bis Botschafter 
Haas, der gegenw ärtig  seine 
Tä tigk e it in  Ankara zu Ende 
führt, das w ichtige Am t über­

nehmen kann. Man rechnet da­
mit, daß das gegen Ende des 
Monats Februar möglich sein 
w ird . Erst dann sind die diplo­
matischen Beziehungen zwischen 
Deutschland und der Sow jet­
union, die gegenw ärtig  noch 
einseitig über den sowjetischen 
Botschafter in Bonn verlaufen, 
in technisch - organisatorischer 
H insicht vollständig und nor­
mal. Daß sie damit in politischer 
Beziehung noch n ich t „norm ali­
siert“ sind, ist an dieser Stelle 
o ft genug betont worden. N or­
male oder gute oder sogar 
freundschaftliche Beziehungen 
sind nicht möglich, solange der 
K rem l in Deutschland zwei Bot­
schaften unterhalt: eine diplo­
matische Mission in  Bonn und 
eine diplomatische F ik tion  in 
Pankow. Diese ist eine aus un­
demokratischer Gewalt hervor­
gegangene Anomalität, ein Är­
gernis fü r alle Deutschen, das 
jeder echten Norm alisierung im 
W ege steht. Das berührt nicht 
die Notw endigkeit und den N ut­
zen des nun bestehenden K on ­
taktes, den w ir  begrüßen, und 
dessen Sinn es gerade ist, die 
bestehende Anomalität zu über­
winden.

Gesetz der Gegenseitigkeit
Die Einrichtung der deutschen 

Botschaft in Moskau w ir ft  einige 
F ragen  auf, die in  der guten 
alten Zeit nicht zur Erörterung 
standen. D er K rem l hat be­
kanntlich die Rechte der in 
Moskau tätigen Botschafter 
frem der Mächte in  den Zeiten 
Stalins empfindlich beschnitten. 
D iese Beschränkungen betreffen 
vor allem die persönliche Bew e­
gungsfreiheit, die über Moskau 
hinaus eng begrenzt ist, und 
auch die Beschäftigung des not­
wendigen H ilfspersonals. D ie 
Verhandlungen über die A u f­
nahme diplomatischer Bezie­
hungen zwischen Bonn und 
Moskau wurden, w ie Außenmi­
nister v. Brentano versicherte, 
au f der Basis der absoluten Ge­
genseitigkeit geführt. Das be­
deutet praktisch, daß der sow je­
tischen Botschaft in Bonn keine 
Rechte und Vergünstigungen 
gew ährt werden können, die der 
deutschen Botschaft in  Moskau 
genommen sind. W ir  erwarten 
das wenigstens.

D er Einwand, w ir  seien doch 
ein freies Land und könnten 
also einem schlechten Beispiel 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Sorin ln Bonn sehr aktiv
Bonn (Eigenbericht). Über die neue Sowjetbotschaft in Bonn 

sind die Visa fü r die Beamten des Auswärtigen Amtes, die dem 
Vorkommando für die Errichtung der deutschen Botschaft in 
Moskau angehören, in Bonn eingetroffen. D ie  Visa waren be­
reits am Vortage angekündigt worden. Das Vorkommando w ird 
je tz t nach Moskau abreisen. Botschafter D r. Haas und das 
übrige Personal der Botschaft werden wahrscheinlich erst gegen 
Ende des Monats nachfolgen.
D er sowjetische Botschafter 

Sorin entfaltet eine lebhafte A k ­
tivität, die vom  Auswärtigen 
Amt genau beobachtet w ird . E r 
hat inzwischen bei allen Bundes­
ministern seine K arte  abgegeben ■ 
und damit das Recht erhalten, 
sich jederzeit an sie zu wenden.

Sorin w ird , w ie bereits ge­
meldet, eine Einladung des 
Rhein-Ruhr-Clubs in Düsseldorf 
annehmen und vor diesem Gre­
mium seinen ersten öffentlichen 
Vortrag  in der Bundesrepublik 
halten. Es wäre aber falsch, an 
die Einladung des Rhein-Ruhr- 
Clubs die Vermutung zu knüp­
fen, daß die westdeutsche Groß­
industrie möglichst rasch V er­
bindung zu Sorin aufnehmen 
wolle. D er Rhein-Rühr-Club ist 
nicht, w ie  ,pian gewöhnlich an­
nimmt, eine Verein igung der 
Großindustriellen, sondern v ie l­
mehr ein Verband von K au f­
leuten sowie kleinen und m itt­
leren Industriellen aus dem

Berlin (Eigenmeldung).. In  e i­
ner Kundgebung des Deutschen 
Bauernverbandes anläßlich der 
Grünen Woche in B erlin  hat 
Bundesernährungsminister Dr. 
Lübke erklärt, die Landw irt­
schaft stehe in den nächsten 
Wochen an einem Wendepunkt. 
E r  habe keinen Grund, den Ent­
scheidungen, die kommen müs­
sen, m it Pessimismus entgegen­
zusehen. Sein bester H e lfe r  im 
Kabinett bei der Erledigung 
landwirtschaftlicher Fragen  sei 
immer der Bundeskanzler selbst.

Bürgerm eister Amrehn, der 
unter den Gästen auch Bundes­
m inister K a iser begrüßte, appel­
lierte angesichts des M in ister­
besuches an die Bundesrepublik, 
die Grundlagen Berlins, "wenn 
die Stadt schon die einzige 
augenblickliche K lam m er der 
beiden Te ile  Deutschlands sei, 
zu stärken fü r ihre -weiteren 
Aufgaben.

Der Präsident des Verbandes,

Rheinland und dem westlichen 
Ruhrgebiet.

Gedenk-Medaille überreicht
Berlin  (Eigenmeldung). Im  N a­

men des amerikanischen K on ­
gresses hat der politische D i­
rektor der tISA-M ission in B er­
lin, Bernard Gufler, eine Ben­
jam in-Franklin - Gedenkmedaille 
an den Vorsitzenden der Frank­
lin-Stiftung, Ralph W alker, 
überreicht. Der feierlichen Über­
gabe der Medaille wohnte E leo­
nor Dulles, die Schwester des 
US-Außenministers, bei.

Berlin  (Eigenm eldung). Ihren 
Anspruch auf W ahrung der 
kirchlichen Einheit unterstreicht 
die evangelische Kirchenleitung 
Berlin-Branderiburg in  einer 
Erklärung, die sich m it der A k ­
tion gegen die evangelische

Bundestagsabgeordneter Bau­
knecht, der die W iederverein i­
gung als Anliegen auch der 
Landw irtschaft unterstrich, fo r ­
derte finanzielle Anerkennung 
fü r die Leistung des Bauern, die 
jedoch, w ie P ro f. Raederscheidt 
von der Deutschen Bauernhoch­
schule Fredeburg sagte, heute 
vor allem die W ertung in der 
Öffentlichkeit vermisse, die sie 
als w ertvolle H ilfe  der Volks­
gemeinschaft verdiene.

Ernährung etw as B illiger
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Preisindex fü r Ernährung ist in 
W estberlin  im  Januar leicht um 
0,9 Prozent zurückgegangen. 
D ie Hauptursache dafür war 
das Nachlassen der Eierpreise, 
die um nicht w en iger als 20,7 
Prozent auf ein N iveau von 
100,1 Prozent, Preisbasis 1950, 
fielen. Insgesamt liegt der P re is ­
index fü r Ernährung um 2',6 P ro ­
zent höher als im Januar 1955.

L ieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Nam en unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E. B  e g  n i 
Berlln-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-R ichthofeii-Sfr. 2, I I

Fa lls  Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte  Ih re  Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Bahnhofsmission in  der Sow jet­
zone und in Ostberliri befaßt. 
Sie nimmt zu der Anordnung 
des Zonen - Innenministeriums 
Stellung, nach der den M itarbei­
tern der Bahnhofsmission jede 
Verbindung zu W estberlin und 
Westdeutschland untersagt w ird.

D iese Anordnung richte sich 
gegen  die Einheit der Evange­
lischen Kirche, ihre Ordnung 
und Verwaltung. In  diesem Zu­
sammenhang beruft sich die 
Kirchenleiturig auf den Beschluß 
der Berlin - Brandenburgischen 
Provinzialsjmode vom August 
1952, in dem die Einheit der 
K irche als eine im Glauben 
fundierte Lebensgemeinschaft 
proklam iert wurde.

Mielverbilligie Wohnungen
Berlin  (E igenm eldung). Der 

Berliner Senat w ird  eine V or­
lage über den Bau von m ietver- 
b iilig ten  Wohnungen lü r M in­
derbem ittelte beraten, über die 
bisher bestrittene Frage der F i ­
nanzierung soll, man sieh nun­
mehr geein igt haben. Es sollen 
Zinssubventionen fü r die Bau­
herren im sozialen Wohnungs­
bauprogramm geplant sein. Der 
M ietpreis fü r diese Wohnungs­
kategorie w ird  voraussichtlich 
zwischen 80 Pfennigen und einer 
Mark pro Quadratmeter liegen.

Landwirtschaft vor dem Wendepunkt
Lübke aol der Bauerökmidgebaög in  Berlin

Kirche unterstreicht ihren Anspruch
Angriffe auf ihre Einheit abgewiesen



Norwegen protestiert in  Moskau
„Invasion“  sowjetischer Fischdampfer an der Küste 

Oslo (A P/D PA ). Norw egen  hat einen offiziellen Protest gegen 
eine „sowjetische Invasion“  in  seinen Fischgründen angekün­
d ig t. D ie  Osloer Kegierung entsandte F lottenverstärkungen zum 
Schauplatz des Zwischenfalls, in den etwa 70 bis 80 sowjetische 
Fischereidampfer innerhalb der norwegischen Hoheitsgewässer 
im  Aalesund verw ickelt sind. Außenminister Dange, der von 
der Tagung des Nordischen Rates in  Kopenhagen e ilig  nach 
Oslo zurückkehrte, erk lärte, daß Norw egen  den Zwischenfall 
als sehr ernst betrachte.
D ie  „Invasion" begann am 

Sonntag, als 70 bis 80 sow je­
tische Fischdampfer vor der 
norwegischen Küste auftauch­
ten. Norwegische Heringsfischer 
—  denen sonntags die Ausfahrt 
zum .Fischfang gesetzlich ver­
boten ist —  richteten sofort 
einen Protest an die zuständigen 
Behörden in Oslo. Am  Montag 
brachten Schiffe der norw egi­
schen Kriegsm arine v ie r  sow je­
tische Fischdampfer auf, die in­
nerhalb der norwegischen H o­
heitsgewässer fischten. Am  Diens­
tag  wurden dann das Mutterschiff 
der sowjetischen F lo tte  und acht 
■weitere Boote aufgebracht und in 
den Hafen von Aalesund gele i­
tet, wo sie von norwegischer 
Po lize i bewacht werden.

D er Kapitän des Mutterschif­
fes, der zu einem Verhör g e ­
bracht werden sollte, w eigerte 
sich, von Bord zu gehen, bevor 
ein Vertreter des sowjetischen 
Konsulats eingetroffen sei.

D ie norwegische Öffentlichkeit 
reagierte sehr lebhaft. Nach An­
sicht politischer Beobachter han­
delt es sich bei dem sow je­
tischen Vorgehen um eine sorg­
fä lt ig  geplante Aktion.

■Washington (AP/D PA ). D ie 
US-Atomenergiekommission er­
k lärt in  ihrem neuesten Bericht, 
daß bei einem Einsatz von 
Atom waffen im  großen Rahmen 
„wahrscheinlich große T e ile  der 
W eltbevölkerung durch radio­
aktiven Staub in M itleidenschaft 
gezogen werden würden“. Die 
Atomenergiekommission sei sich 
dieser Gefahren bewußt und be­
schäftige sich m it diesem P ro ­
blem bereits seit 1948.

D ie Kommission te ilte  ferner 
mit, die jährlichen Ausgaben 
fü r Atomwaffen und Atom for­
schung von 785 M illionen Dollar

D ie  L a ge  w ird  w egen des ge­
planten Besuches des sow je­
tischen Fischereim inisters Isch- 
kow als besonders peinlich emp­
funden. Ischkow soll am F re itag  
als Gast der norwegischen R e ­
g ierung in Oslo eintreffen. E r 
beabsichtigt, am 7. Februar die 
Fischgründe von Aalesund — 
also den Schauplatz der gegen­
w ärtigen  Zwischenfälle —  auf­
zusuchen.

Frankfurt (D PA ). D er hes­
sische DGB-Vorsitzende Hans 
W iegand hat in Frankfurt m it­
geteilt, daß das kommunistisch 
geleitete Ortskartell des Deut­
schen Gewerksclmftsbundes m  
Groß-Zimmern (Kre is Duisburg) 
aufgelöst w ird. Das Kartell, in 
dem die M itg lieder der DGB- 
Gewerkschaften von Groß-Zim­
mern zusammen arbeiten, hatte 
auf Anregung eines K P -M it- 
gliedes einen Mißtrauensantrag 
gegen  den DGB-Vorsitzenden 
F re itag  beschlossen und gegen 
die Fortsetzung des K P -Prozes - 
ses und die Entlassung von Dr. 
A gartz  protestiert.

Düsseldorf (D PA ). D er V or­

sollen auf über eine M illiarde 
ansteigen. In  ihrer B ilanz der 
amerikanischen Atomrüstung 
und -forschung gab die Kom ­
mission außerdem bekannt, daß 
die U SA zur Zeit Ausgangsstoffe 
fü r Atom waffen und Atomener­
giegew innung im  W erte von 
über einer M illiarde D ollar im 
Vorrat haben. Es w ird  die H off­
nung geäußert, daß es gelingen 
werde, die Energie des atoma­
ren Verschmelzungsprozesses, 
der der Explosion einer W asser­
stoffbombe zugrunde liegt, zu 
bändigen und fü r friedliche 
Zwecke auszunutzen.

Karl Arnold iür Ost-West-Begegnung
Düsseldorf (AP/D PA ). D er 

nordrhein-westfälische M inister­
präsident K a rl Arnold hat sich 
auf einer Delegiertentagung.des 
Landesjugendringes in  Düssel­
dorf fü r eine Verstärkung der 
Kontakte zwischen der Jugend 
der Bundesrepublik und der So­
w jetzone eingesetzt. D ie Ost- 
W est-Begegnung sei die vor­
dringlichste und weitaus bedeu­
tungsvollste Aufgabe, die in Zu­
kunft mehr als bisher m it M it­
teln des Landesjugendplanes ge­
fö rdert werden soll.

Arnold sagte, der Demokratie 
drohten Gefahren nicht, nur 
durch die „Unterdrückung der 
Freiheit", sondern auch durch 
den „Mißbrauch der Freiheit".

stand des Landesbezirks Nord- 
rhein-W estfalen im Deutschen 
Gewerkschaftsbund hat sich ge­
schlossen hinter die Maßnahmen 
der Industriegewerkschaft Bau, 
die unlängst 15 hauptamtliche 
und über 100 ehrenamtliche 
kommunistische Gewerkschafts­
funktionäre ihrer Posten ent­
hoben hatte, gestellt. D er Lan ­
desbezirk w erde sich m it Ent­
schiedenheit gegen  jeden V er­
such wehren, die Gewerkschafts­
bewegung fü r parteipolitische 
Zwecke zu mißbrauchen, heißt 
es in einer Erklärung.

Rentenausgleich in DMWest ?
Berlin  (E igenm eldung). D ie 

drei Fraktionen des Abgeordne­
tenhauses haben den Senat in 
einem gemeinsamen Antrag er­
sucht, durch Verhandlungen m it 
der Bundesregierung eine ge­
setzliche Regelung zu erreichen, 
damit die Bewohner Ostberlins, 
soweit sie B eiträge zur Renten­
versicherung in DM  W est gezahlt 
haben, die entsprechenden Stei­
gerungsbeträge in  D M  W est 
auch erhalten.

In  der Begründung w ird  dar­
auf hingewiesen, daß die Be­
wohner Ostberlins, die in W est­
berlin  arbeiten und Beiträge zur 
Rentenversicherung in  DM W est 
zahlen, ihre Rente später von 
der Versicherung in  DM  Ost er­
halten. Dies sei eine unbillige 
Härte.

DGB setzt Säuberung fort
Kommunistisches Ortskartell aufgelöst

US-Atomkommission warnt
Gefahren des radioaktiven Staubes



So sind sie wirklich :

Moskaus Mann im Hintergrund
In Ostberlin - Lichtenberg, in 

zwei bescheidenen Räumen 
des „Instituts fü r  Zeitgeschich­
te“ , arbeitet gelegentlich ein 
ruhiger, zuweilen in  sow jeti­
scher Begleitung auftaucherider 
Mann.' Das Au ffä lligs te  an die­
sen Räumen ist ein überdimen­
sionaler Panzerschrank, um den 
es bereits schwere politische 
Auseinandersetzungen gegeben 
hat. H ier ruhen Pläne und Ana­
lysen einer kommunistischen 
Deutschlandpolitik, w ie  sie im  
SED-Zentralkomitee nie geäu­
ßert werden dürften. A ber der 
Mann, der sie verfaßt, gehört 
auch nicht der SED an, jeden­
fa lls nicht offensichtlich, und 
seine Analysen sind das P ro ­
dukt unvoreingenommener Über­
legungen und einer tiefen Sach­
kenntnis. E iner Sachkenntnis, 
die man eigentlich nur in der 
Deutschland-Abteilung des Mos­
kauer Außenministeriums zu 
schätzen weiß.

„D ie  E tap p e  ist w ic h t ig e r !“
Der Mann im  „Institut B it- 

te l“ , w ie  das Dichtenberger 
Unternehmen von SED-Genossen 
wegen seines eigentlichen L e i­
ters genannt w ird, ist Franz 
Dahlem, der einstige Gegenspie­
ler Ulbrichts, der im  M ai 1953* 
aus der Parte i ausgeschlossene 
und amtsenthobene Chef der 
SED-,, Westkommission“ . Jener 
Abteilung des SED-Zentralko- 
mitees, die fü r die gesamte 
Deutschlandpolitik der SED ver­
antwortlich war.

Franz Dahlem wurde 1892 als 
Sohn eines W eichenstellers in 
Lothringen geboren. Über die 
SPD  und die U SPD  kam er nach 
dem ersten W e ltk rieg  zur K P D , 
die ihn als Kö lner Stadtverord­
neten und Landtagsabgeordne­
ten nominierte. A ls Redakteur 
des KPD-Zentralorgans verur­
teilte Dahlem das zeitw eilige 
Zusammengehen der Parteifüh­
rung m it den Nazis, mußte sich 
öffentlich korrigieren und wurde 
als unbequemer Journalist in 
den Reichstag abgeschoben. 
Erst auf Anweisung der Kom in­
tern nahm ihn Thälmann in  sein 
Politbüro auf. Seit dieser Zeit 
is t man im  Apparat davon über­
zeugt, daß Dahlem in  Moskau 
stärksten Rückhalt hat.

H itler  sperrte den Reichstags­

F R A N Z  DAHLEM

abgeordneten Dahlem in  ein 
KZ. Französische Freunde ver­
halten ihm zur Flucht. Über 
Südfrankreich gelangte er nach 
Spanien und wurde als Po lit-  
kommissar der Internationalen 
Brigaden im  Bürgerkrieg ein­
gesetzt. Spanienkämpfer zitie­
ren noch heute Dahlems Schiag- 
w o r t : „D ie Etappe ist w ichtiger, 
die Front kämpft von a lle in e !" 
Dahlem ist keinen T a g  an der 
Fron t gewesen. Aber er zer­
schlug in der Etappe alle oppo­
sitionellen und trotzkistischen 
Gruppen. Zusammen m it dem 
Sowjetkommissar Jegorow  säu­
berte er das H interland bis Bar­
celona, zum Leidwesen der 
Fron t a llerdings auch von den 
fähigsten Offizieren.

„W a ru m  sitzen w ir  nicht 
in H a m b u rg ? “

Spanien g in g  verloren. D ie 
Sowjets nahmen lieber diese 
N iederlage in  Kauf, als eine 
nicht hundertprozentig einheit­
liche Kommunistische Parte i an 
der Macht zu wissen. Nach 
Frankreich geflüchtet, wurde 
Dahlem interniert und 1942 von 
der V ichy-Regierung an die Ge­
stapo ausgeliefert. Im  K Z  Maut­
hausen gelang es Dahlem, eine 
bewaffnete W iderstandsgruppe 
aufzuziehen, die das La ge r samt 
ein igen Dutzend gefangenen SS- 
Leuten den Amerikanern über­
gab.

Dahlems erste Rede in Ost­
berlin  stand unter dem M otto: 
„W arum  sitzen w ir  nicht in

H am burg?“ V or 800 K PD -Funk­
tionären behauptete er, nur eine 
gesamtdeutsche kommunistische 
P o lit ik  gebe der K P D  die Chan­
ce, an die Macht zu kommen 
bzw. an der Macht zu bleiben. 
Dahlem wurde L e ite r  der A b ­
teilung Westdeutschland, später 
der „Westkommission", im  Zen­
tralkomitee. A ls  M itg lied  des 
Politbüros verurteilte er U l­
brichts Theorie vom  „Aufbau 
des Sozialismus in  einem T e ile  
Deutschlands". „Sozialismus ent­
w eder in ganz Deutschland oder 
überhaupt nicht", sagte Dah­
lem. „U nd das geht nicht über 
die Gewalt, sondern nur über 
die V ernu n ft!“

K u rz vor dem Juni-Aufstand 
ließ U lbricht Dahlem unter Be­
zugnahme auf die P rager Ent­
hüllungen des Slansky-Prozes- 
s§s aus dem Parteiapparat ent­
fernen. O ffiziell behielt er die 
Parteim itgliedschaft, tatsächlich 
aber w ird  er zur Zeit von ke i­
ner SED - Organisation, auch 
nicht im  „Institu t B itte l", ge­
führt. U lbricht fürchtet diesen 
Mann, E r  ließ ihn verhaften, 
dann setzte er ihn unter Haus­
arrest. B is die Russen sagten: 
„Nun ist es genug! Franz Dah­
lem arbeitet fü r u n i an w is­
senschaftlichen Expertisen."

D iese „wissenschaftlichen E x­
pertisen“ sind eine einzige An­
klage gegen Ulbrichts Po litik . 
Dahlem hat von 1952 bis auf 
den heutigen T a g  die gesamt­
deutsche Entwicklung verhält­
nismäßig richtig beurteilt und 
vörausgesagt. E r bediente sich 
des umfangreichen Spionage­
netzes der „Nationalen Front", 
um- zu einer realen, von keiner 
subjektiven Meinung getrübten 
Situationsbestimmung zu gelan­
gen. Heute, wo die Sowjets nicht 
nur in Sonderbotschaften an 
Präsident Eisenhower eine für 
sie friedlichere Lösung europä­
ischer Fragen ersehnen, ist 
Moskau ein Mann w ie Dahlem 
mehr als nur einen Rubel wert. 
Es scheint, als sei der im H in ­
tergrund arbeitende Mann aus 
Lichtenberg ihnen mehr wert, 
als zehn Moskaubesuche des 
Ersten SED-Sekretärs.



N ationalarmee unter Sowjetkommando
P r a g e r  D e k la ra t io n  schließt: m ilitä r is c h e  E n tw ick lu n g  ab 

Im  Verlau f a ller bisher im  Sowjetzonen geb iet durch geführten 
militärischen Maßnahmen wurde die von der SED geschaffene 
«Nationale Volksarmee“  in der vergangenen Woche in den 
sowjetischen M ilitärblock aufgenommen. Damit stfehen Armee, 
Rüstungsindustrie und halbmilitärische Verbände künftig 
außerhalb von Entscheidungen des SEB-Zentralkomitees. Das 
in P rag  bestätigte gemeinsame Oberkommando unter Sow jet- 
marschall K on jew  w ird fortan  w ichtige Entscheidungen bezüg­
lich der Struktur der So w j  etzonenindustrie und der Dekrutie- 
i'uug  fü r die Arm ee zu fä llen  haben. D ie Ernennung des „V er­
teidigungsm inisters“  Stoph (SED) zu einem der Stellvertreter 
Kon jew s ist demgegenüber ein rein  dekorativer Akt.
D iese jüngsten P ra ger Ge- greifbare Reserve dienen, Vor-

schehnisse wurzeln nicht in 
einer Veränderung der w e lt­
politischen Situation. Bereits im 
Novem ber 1954 traten  General­
stäbler der damaligen K V P , 
M itg lieder des SED-Politbüros 
und die M ilitärchefs der Ost­
blockarmeen zu einer Karlsba­
der Konferenz zusammen, auf 
der die je tz t verkündete A u f­
nahme der Sow jetzone in  den 
Östlichen M ilitärblock bis in  alle 
konkreten Einzelheiten festge­
leg t worden ist. Damals wurde 
bereits die F rage  der Bew aff­
nung der Zonenarmee, ihres m i­
litärischen Nachschubs, ihrer 
Personalstärke und ih re r  K om ­
mando-Schaltung geklärt.

SED w ill 850 000 Mann
A u f jener Konferenz erklärte 

sich die SED bereit, als K on ­
tingent fü r ein kommunistisches 
M ilitärpaktsystem  350 000 Mann 
stationierter Truppen bereitzu­
stellen. Dazu sollten etwa
150 000 Reservisten als jederzeit

m ilitärische und halbmilitärische 
Verbände sollten eine Zahl von  
annähernd 300 000 ausgebildeter 
M ilitäranw ärter in Bereitschaft 
halten.

In  Verfo lgung dieser Absicht 
hatte die SED ein Program m  
aufgestellt, das die Erhöhung 
der K VP-E ffek tivstärke bis 
Ende 1955 auf 180 000 Mann vor­
sah. Dieses Program m  wurde 
nicht erfüllt. D ie Massenflucht 
Jugendlicher und die F eh l­
schläge der Zwangsrekrutierung 
haben die m ilitärische Planung 
durchkreuzt. Rund 50 000 Mann  
fehlen der SED zur Erreichung 
ihres gegenw ärtigen  Rekrutie­
rungsplanes. W iev ie l sie dar­
über hinaus dem Sowjetblock 
versprochen hat, ist zur Stunde 
niemandem bekannt. Stoph er­
klärte in Ostberlin, man werde 
die Arm ee auf eine „angemes­
sene Stärke“ bringen. Damals 
in  Karlsbad betrug diese „an­
gemessene Stärke“ 350 000 Mann. 
Es ist nicht anzunehmen, daß

Spitzelnetz wird ausgebaut
Auch die Krim inalpolizei muß sich einen  „Apparat44 schaffen

Berlin  (DPA/Eigenmeldung).. 
In  der Sowjetzone geht man 
je tz t dazu über, das Spitzel­
system  noch w eiter auszubauen.

W ie  der Untersuchungsaus­
schuß freiheitlicher Juristen er­
fährt, wurde die Krim inalpolizei 
angewiesen, ein eigenes Spitzel­
netz zu schaffen. In  den zu die­
sem Zweck erlassenen Arbeits- 
anweisungeh heißt es ausdrück­
lich , daß fü r die Anwerbung in 
erster Di nie krim inell S tra ffä l­
lig e  zu berücksichtigen seien, 
die unter dem Druck einer sonst 
zu erwartenden Strafe verpflich­
tet werden sollten.

Über eigene Spitzelnetze ver­
fügen bisher in  der Zone der

Staatssicherheitsdienst und die 
sogenannten Abschnittsbevoll­
m ächtigten  der Volkspolizei.

Eine W arnung
Bonn (A P ). A lle  Personen. Sie 

die Sowjetzone ohne ordnungs­
gemäße Abmeldung verlassen 
haben und je tz t in der Bundes­
republik wohnen, w er den vom  
M inisterium  fü r gesamtdeutsche 
Fragen  vor Besuchsreisen in die 
Zone gewarnt. In  letzter Zeit 
sind mehrere solcher Personen 
bei Verwandtenbesuchen oder 
bei sonstigen Interzonenreisen 
verhaftet worden.

es inzwischen weniger geworden 
sind.

N u r w en ig  verlautet aus dem 
Apparat der sowjetzonalen A r ­
mee. Jede militärische Planung 
erfo lg t unter Ausschaltung von 
Regierung und Parteiapparat. 
In  der sowjetischen Botschaft 
Unter den Linden - weiß man 
mehr über Ausrüstung und E in­
satzziel dieser „deutschen" A r ­
mee als im  „Haus der M in iste­
rien“ oder selbst im  SED-Zen- 
tralkomitee. Aber die Anord­
nung der neuen sowjetzonalen 
W ehrkreise, die Staffelung der 
Armeekorps, die A rt der P.ekru- 
tenauswahl und die laufend ein- 
trefienden W affentransporte aus 
Po len  und der Tschechoslowakei 
lassen bereits ernsthafte Rück­
schlüsse auf die Gestalt der „N a­
tionalen Volksarmee" zu.

Zone stellt die Infanterie
Die Sowjetzone lieg t im V or­

fe ld  jedes sowjetischen strate­
gischen Planes. Zwischen ihr 
und der Sowjetunion sowie an 
ihrer gesamten Südflanke liegen 
Länder, deren Völker ohne ihren 
W illen  zum Sowjetblock gehö­
ren. K e in  Ostblock-Generalstäb­
ler verm ag heute zu sagen, w ie 
sich die Soldaten dieser Länder 
im Ernstfall verhalten werden. 
Das aber drückt diesen Truppen 
den Stempel der Unzuverlässig­
keit auf. Man hat aus gründ­
lichen Überlegungen heraus die 
Aufstellung der sowjetzonalen 
Lu ftw a ffe verzögert. D ie K V P  
besaß Ende 1955 rund 10 900 
ausgebildete M ilitärpiloten, aber 
nicht ein einziges militärisches 
Luftgeschwader. Man w ird  ihr 
auch im  neuen M ilitärplan keine 
wesentliche taktische Lu ftwaffe 
zugestehen.

So stellt die Zone nunmehr 
die Infanterie. D ie Grabenkämp­
fe r  des Ostblocks werden aus 
L e ip z ig  und Dresden rekrutiert. 
Zweifellos hat man in P rag  die 
Rekrutierungszahlen festgelegt. 
Sie sind der Pre is fü r die A u f­
nahme der SED-Armee in das 
östliche Paktsystem. Und keine 
„deutsciie Uniform “ und kein  
SED-Leutnant w ird  diese R e ­
kruten darüber hinwegtäuschen 
können, daß die „Nationale 
Volksarmee“  als kleinste K om ­
panie und als kleinster Stoß­
trupp vom Generalstab der R o ­
ten Arm ee d irig iert werden 
muß.



Eine Frau bekämpft den Krebs
Unheilbare Krankheit führte zur Tat

R io  de Janeiro (E igenberich t), 
Dies sind wahrscheinlich die 
letzten Wochen im  Leben der 
jungen Lehrerin  aus Südbrasi­
lien, die sich leidend die Herzen 
ihrer Landsleute erobert hat. 
Sie heißt Bernadette Gomez, ist 
25 Jahre alt, und ist hierher in 
die Landeshauptstadt gekom­
men, una den kurzen R est ihres 
Lebens einem Feldzug gegen 
den Krebs zu widmen, die 
Krankheit, die ihrem Leben nun 
bald ein Ende setzen w ird.

A ls sie vor ein iger Ze it in  den 
sonst ständig fußball- und 
sambabesessenen R io  de Janeiro 
eintraf, breitete sich die Nach­
richt ihrer Ankunft und ihres 
Anliegens w ie ein Lauffeuer aus, 
und schon wenige Stunden spä­
ter nannten die Schlagzeilen der 
Zeitungen sie die „Braut des 
Todes“ und überschrieben ihre 
Geschichte „Das zweite L ied  der 
Bernadette“ . D ie wichtigsten 
Leute der Stadt besuchten sie, 
unter ihnen sogar der Staats-

präsident, der ih r die finanzielle 
Unterstützung der Regierung 
zusicherte. „M iß Brasilien“ , so­
eben zurück von der W e lt­
schönheitskonferenz und ein 
Id o l im  Herzen jedes Brasilia­
ners, berichtete im  Fernseh­
funk m it bew egter Stimme von 
ihrem Besuch bei Bernadette 
und startete eine Sammlung für 
den Bau eines „Bernadette-Ho­
spitals“  fü r Krebskranke.

D ie trotz allen Leids noch im­
m er hübsche Bernadette Gomez 
hätte sich niemals träumen  las­
sen, daß sie eines Tages so et­
was w ie  eine Volksheldin sein 
würde. Sie w ar eine der vielen 
tausend Volksschullehrerinnen, 
die überall in Brasilien den 
K indern Lesen und Schreiben 
beibringen, und in ihrem w elt­
abgeschiedenen D orfe nannte 
man sie zärtlich „Professorinha“ , 
kleine Lehrerin . Beim Ballspie­
len  m it ihren Schülern brach 
sie sich eines Tages einen Arm, 
es entwickelte sich ein Ge-

Erst Lösung der Streitfragen
(F o r ts e tzu n g  von S e ite  2) 
des Krem ls nicht gut folgen, 
g ilt  hier nicht. Das ist ein E in­
wand, der aus rechtsstaatlichen 
und menschenrechtlichen Grün­
den gemacht werden könnte, 
wenn bei uns etwa deutsche 
oder fremde Staatsbürger als 
kommunistische Gegner unserer 
Staatsordnung zum Zwecke der 
Vergeltung so behandelt w ür­
den w ie Moskau und Pankow  
politische Gegner zu behandeln 
pflegen. Das lehnen w ir  ab, 
denn w ir  kennen nur das fü r 
a lle gü ltige Gesetz.

Im  internationalen und im  d i­
plomatischen Verkehr g ilt  in­
dessen der Grundsatz der Ge­
genseitigkeit, und es ist unmög­
lich, auf ihn zu verzichten. 
W enn das fü r Herrn Sorin, dem 
w ir  einen möglichst angenehmen 
Aufenthalt in  Deutschland wün­
schen, Nachteile zur F o lg e  ha­
ben sollte, so würden w ir  das 
sehr bedauern. Das könnte aber 
nur dadurch, verm ieden werden, 
daß Moskau w ieder zu den tra­
ditionellen Gepflogenheiten der 
D iplom atie zurückkehrt und 
mehr dem diplomatischen Takt

als dem undiplomatischen V er­
bot vertraut. In  jedem  F a lle  
nämlich kann der sowjetische 
Botschafter in Bonn nur genau 
den gleichen Status haben w ie  
der deutsche Botschafter in  
Moskau —  selbst wenn H err So­
rin  demnächst, streng nach dem 
Moskauer Vorb ild , das Auswär­
tige  Am t um die Reiseerlaubnis 
nach Düsseldorf bitten muß, um  
v o r  dem Rhein-Buhr-Klub zu 
sprechen.

Vor dem Hhein-Huhr-lilub
Botschafter Sorin w ird  in dem 

Düsseldorfer K lub, der ihn zu 
einem V ortrag eingeladen hat, 
einer dem Kommunismus in 
ökonomischem Sinne genau ent­
gegengesetzten W e lt  begegnen: 
kleineren und größeren „Mono­
polkapitalisten" und sogar „K on ­
zernherren". A ber von der ideo­
logischen U rfehde w ird  er si­
cher nicht sprechen, die zw i­
schen dem sowjetischen Staats­
kommunismus und der freien  
W irtschaft des W estens besteht. 
W ir  geben aber seinen H örern 
den Rat, sie nicht zu vergessen, 
wenn er von angenehmeren Din­
gen  spricht . ,  »

schwür, plötzlich entdeckte der 
A rzt die gefürchteten Krebs- 
Anzeichen in  der L u n g e . . .  es 
ließ  sich an den F ingern  ab- 
zählen, w ie  lange sie noch zu 
leben hatte. Der A rz t sagte 
es ihr.

D ieser Schock entfesselte ihre 
Tatkraft in ungeahnter Weise. 
D er A rzt hatte gesagt „  . . .  in 
einem halben Jahr, wenn kein 
W under geschieht“ . Bernadette 
Gomez glaubte nicht an Wunder. 
Sie hatte w en ig  Zeit zu verlie­
ren. Sie w ollte anderen K rebs­
kranken helfen. E in Hospital 
sollte gebaut f werden, schön, 
sauber und freundlich. Sie jagte 
von einer Behörde zur anderen 
und verlangte die M ittel. Ihrem  
E ifer, ihrer Begeisterung, ihren 
flehenden B itten öffneten sich 
die Herzen  selbst der „stursten" 
Beamten. Bald hatte sie v ie le 
hunderttausend D ollar zusam­
men, der Jockey-Club versprach 
ihr den E rtrag  eines P ferde­
rennens, M iß Brasilien organi­
sierte einen W ohltätigkeitsball 
a ller Film größen, Hunderte von 
Volksschullehrern veranstalteten 
eine „Krebs-Groschen-Woche‘% 
und es konnte nicht ausbleiben, 
daß auch die Geschmacklosig­
keit sie umwarb: Sambas w ur­
den ihr zu Ehren komponiert 
und überall gesungen und ge­
spielt.

Bernadette Gomez, eine junge 
Frau, die Grund genug gehabt 
hätte, zu resignieren und ganz 
fü r sich zu leben.

SSO , lü f l i i r s n l
Der kleine TAG  w ird  ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TA G  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen»
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Die „Reise nach Prag" „DDR" — Theorie und Praxis

B IL D  D E S  W O C H E . In  a ller W e lt w urde  der 200. Geburtstag W o lfgang  Am adeus 
M ozarts gefeiert. U nser Foto zeigt die ehrw ürd ige  B u rg  in Salzburg, der Geburtsstadt 

des Komponisten, im  Lichterglanz der Festtage.
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